Zuständigkeit zur Abklärung von Vaterschafts- und Unterhaltsregelungen bei Asylbewerbern

Problem- und Fragestellung

„Ich habe von meinem Vorgänger eine Beistandschaft übernommen mit dem Auftrag, für ein 1996 in einem Asylantenheim geborenes Kind (Herkunft Bosnien-Herzegowina) das Kindesverhältnis mit dem unbekannten Vater festzustellen und wenn möglich einen Unterhaltsvertrag abzuschliessen und die Alimente festzusetzen. Der Auftrag stammt von der Vormundschaftsbehörde jener Gemeinde, wo sich das Asylantenheim befindet (im Zeitpunkt der Geburt).
Unterdessen hat die Mutter mit dem Kind mehrfach den Aufenthaltsort gewechselt (div. Asylantenheime und Notschlafstellen). Meine Abklärungen haben ergeben, dass die Mutter auf eine Rückkehr nach Bosnien wartet, Bosnien die Einreise aber ablehnt. Eine Einreise in den Kosevo wäre möglich, dies lehnt aber die Mutter ab. Nun liegt mir auch eine Erklärung des Vaters vor, bestätigt von einem Einwohneramt in Bosnien: Er erklärt, dass er für seine nach Roma-Tradition verheiratete Frau und deren Kind die volle persönliche und materielle Verantwortung übernehme und für Unterkunft und Unterhalt sorge. Der Vater war seinerzeit auch Asylant und wurde vor rund einem Jahr nach Bosnien ausgeschafft. Das zuständige Zivilstandsamt bestätigt mir, dass es sich bei der Erklärung des Vaters nicht um eine Anerkennung handelt und deshalb die Eintragung ins Geburtsregister nicht möglich ist. Wie mir der Leiter eines Asylantenheimes mitteilt, werden grundsätzlich Geburten von Asylanten gar nicht ins Geburtsregister eingetragen und somit erfolge auch kein Auftrag an die wohnörtliche Vormundschaftsbehörde.

Nun zu meiner Anfrage:
Wie muss ich weiter vorgehen? Kann der Fall evtl. abgeschrieben werden, da feststeht, dass es sich beim Vater um einen unterdessen ausgeschafften Asylanten handelt?“


Erwägungen

1. Eine Abschreibung des Mandates kommt schon deshalb nicht in Frage, weil die Vormundschaftsbehörde nach den vorhandenen Angaben eine Beistandschaft errichtet hat und demzufolge auch entscheiden müsste, ob unter den gegebenen Umständen diese Beistandschaft aufzuheben und der Beistand aus seinem Mandat zu entlassen sei. Eine Abschreibung vormundschaftlicher Mandate ist deshalb grundsätzlich nicht möglich.


2. Gemäss Art. 59 Zivilstandsverordnung (ZStV) sind alle Geburten sowie die nach dem 6. Schwangerschaftsmonat erfolgten Fehlgeburten im Zivilstandsregister einzutragen. Diese Eintragungen sind dem Bundesamt für Flüchtlinge mitzuteilen, wenn sie asylsuchende oder vorläufig aufgenommene Personen oder anerkannte Flüchtlinge betreffen (Art. 126a ZStV). Andere Geburten von Kindern nicht verheirateter Mütter sind den Vormundschaftsbehörden am Wohnsitz der Mutter zu melden (Art. 125 Abs. 1 Ziff. 1 ZStV). Nach dieser Regelung ist fraglich, ob die Zivilstandsämter verpflichtet sind, die Geburt eines Kindes einer Asylsuchenden dem Zivilstandsamt am gewöhnlichen Aufenthaltsort zu melden.


3. Hingegen sind die schweizerischen Gerichte für Klagen auf Feststellung oder Anfechtung des Kindesverhältnisses am gewöhnlichen Aufenthalt (zum Begriff des gewöhnlichen Aufenthaltes vergl. Art. 20 Abs.1 lit.b BG über das Internationale Privatrecht IPRG) des Kindes oder am Wohnsitz der Mutter oder des Vaters zuständig (Art. 66 IPRG). Nach Art. 7 des Übereinkommens über die Rechte des Kindes hat das Kind das Recht, seine Eltern zu kennen und von ihnen betreut zu werden, und Art. 9 des Minderjährigenschutzabkommens (MSA) verpflichtet alle Vertragsstaaten, in allen dringenden Fällen die erforderlichen Massnahmen zu treffen.

Daraus ist zu schliessen, dass eine hinreichende gesetzliche Grundlage besteht, um für Kinder unverheirateter asylsuchender Mütter gestützt auf Art. 309 und 308 Abs. 2 ZGB eine Beistandschaft zur Regelung des väterlichen Kindesverhältnisses und der Unterhaltspflicht zu errichten (vgl. auch ZVW 2000 S. 117). Demzufolge ist das Mandat soweit möglich auch zu erfüllen.


4. Im vorliegenden Fall würde ich empfehlen abzuklären, ob die Mutter in absehbarer Zeit in ihr Heimatland zurückkehrt. Wenn ja, ergibt die Anhebung eines Vaterschaftsprozesses wohl wenig Sinn, weil alle Parteien bereits während der Prozessdauer im Heimatland wohnen würden. Ist eine Rückkehr der Mutter nicht absehbar, könnte über die kantonale Aufsichtsbehörde in Zivilstandssachen eine Anerkennung nach schweizerischem Recht angestrebt werden, wozu die Praxis ein hilfreiches Vorgehen entwickelt hat (vergleiche dazu Willi Heussler in ZVW 1999 S. 1 ff., insbesondere S. 14 lit.b) Anerkennung im Ausland).

Wenn diese Anerkennung nicht zum Erfolg führt, liesse sich ein Vaterschaftsprozess in Betracht ziehen, wobei die Erklärung des angeblichen Vaters durchaus als Beweismittel herangezogen werden könnte.

Dass seit 1996 keine rechtlichen Schritte unternommen wurden ist nicht ganz unbedenklich, weil die Unterhaltsbeiträge nur für ein Jahr rückwirkend eingeklagt werden können (Art. 279 ZGB) und der Beistand für entstandenen Schaden haftet (Art. 426 ZGB). Es ist zu bedenken, dass Asylbewerber/innen und Zurückgeschaffte nicht zwingend leistungsunfähig sein müssen.
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